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Die
politische
Meinung

Monatsschrift zu Fragen der Zeit

Die Revolution von 1989 kam nach elf Jah-
ren auch in Jugoslawien zu einem späten
Erfolg. Zu spät, um vier Kriege und eine
neu-alte Unübersichtlichkeit der Verhält-
nisse zu verhindern. Hoffentlich öffnet die-
ser späte Erfolg aber endgültig die Augen
dafür, dass allein über Zusammenarbeit
und Integration Frieden auf dem europäi-
schen Kontinent geschaffen und erhalten
werden kann. Gerade die tragi-
schen Ereignisse auf dem Bal-
kan haben erneut gezeigt, dass
nur eine gemeinsame europäi-
sche Politik in der Lage ist, die
Gespenster und die bösen Geis-
ter der Vergangenheit zu ban-
nen und die Vielfalt europäi-
scher Völker und Interessen
auf das Ziel menschenwürdi-
ger Lebensverhältnisse für alle auszurich-
ten.
Wenn für die deutsche Politik Lehren aus
der jüngsten Vergangenheit zu ziehen
sind, dann die, dass sie durch wirksame
materielle Unterstützung und durch einen
Vorschuss an Vertrauen mithelfen muss,
auch den Balkan wieder an Europa her-
anzuführen. Dann muss sie die anste-
hende Erweiterung der EU zu einer vor-
dringlichen Aufgabe machen und gleich-
zeitig darauf dringen, die europäische In-
tegration zu vertiefen.
In Europa fehlen heute nicht so sehr Kon-
zepte, es fehlt an politischer Führung. Es
gibt kaum Regierungen, geschweige denn

anerkannte Spitzenpolitiker, die sich mit
überzeugender Leidenschaft und nicht
erlahmendem Durchsetzungswillen des
Fortgangs der europäischen Einigung an-
nehmen. Gerade wenn die Regierung
dazu neigt, sich im europäischen Alltags-
geschäft zu verheddern und sich im Basar
vordergründiger nationaler Interessen zu
verlieren, ist die Zeit für eine klare Zielbe-

stimmung gekommen. Die eu-
ropäische Einigung war nicht
nur eine gute und erfolgreiche
Antwort auf die Herausforde-
rungen der Nachkriegszeit und
des Kalten Krieges, sie ist und
bleibt die Antwort auf die heu-
tige und künftige Herausforde-
rung einer globalisierten Welt.
Die Unionsparteien sollten als

die Europapartei Deutschlands den Fort-
gang der europäischen Einigung zu einer
Frage der Zukunftssicherung der Nation
erheben und so ihre Forderung nach Bür-
gernähe mit einem großen Ziel verbinden.
Mit einer solchen Botschaft können die
Unionsparteien auch eine Regierung vor-
führen, die weder eindeutige europapoli-
tische Ziele verfolgt noch das nötige Ver-
trauen der Partner aufzubauen vermag. So
werden sie im Übrigen auch einem großen
Erbe treu bleiben.
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